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Marianne Wildi, die seit dem letzten Jahr die Aargauische
Industrie- und Handelskammer präsidiert, kämpft gegen
die Selbstbestimmungs-Initiative. Anders ihr Vorgänger:
Daniel Knecht unterstützt das Volksbegehren. Er sagt, die
Meinung kleiner Firmen komme in Wirtschaftsverbänden
zu wenig zum Ausdruck. VON FABIAN HÄGLER (TEXT) UND MARIO HELLER (FOTO)

s war ein spektakulärer Auf-
tritt, den Economiesuisse
auf dem Bundesplatz insze-
nierte: 18 Frachtcontainer
sollten zeigen, wie viel die
Schweiz in zehn Minuten
exportiert. Mit der aufwen-

digen Aktion positionierte sich der Wirt-
schafts-Dachverband Ende Oktober gegen
die Selbstbestimmungs-Initiative der SVP.
Economiesuisse vertritt gemäss eigenen
Angaben via Handelskammern und Bran-
chenverbänden rund 100 000 Firmenmit-
glieder, der Vorstands-Ausschuss hat ein-
stimmig die Nein-Parole zur Selbstbestim-
mungs-Intiative beschlossen.

Jahrelang sass auch Daniel Knecht im
Vorstand des Wirtschafts-Dachverbandes,
seinen Sitz gab der heute 62-Jährige ab,
als er im Sommer 2017 das Präsidium der
Aargauischen Industrie- und Handelskam-
mer (AIHK) an Marianne Wildi übergab.
Damals gab es strahlende Gesichter und
Blumen von Knecht für Wildi – doch
wenn es um die SVP-Initiative geht, sind
der Alte und die Neue nicht gleicher Mei-
nung. Nur eine Woche nach der Aktion
von Economiesuisse in Bern erschien in
der «Weltwoche» ein Artikel, in dem sich
Knecht für ein Ja ausspricht. Er wies ins-
besondere auf das Spannungsverhältnis
hin, in dem sich Führungskräfte befän-
den: «Auf kurze Frist gesehen, ist es für

E
Unternehmen oft einfacher und beque-
mer, Regelungen oder Vorgaben von aus-
sen zu übernehmen.» Solche Vorteile
würden Interessengruppen nur ungern
aufgeben. «Aber wenn man die Themen
langfristig anschaut, kann der Vorteil von
heute der Nachteil von morgen sein.»

Auch in der FDP ein Abweichler
Sich einfach «all den internationalen Ver-
trägen zu unterstellen und auf Reibereien
mit dem Ausland zu verzichten, sei im
Moment vielleicht attraktiv, könne aber
langfristig zu Problemen führen», sagte
der ehemalige AIHK-Präsident weiter.
Knecht ist Inhaber und Chef der Knecht
Brugg Holding AG, das Unternehmen be-
schäftigt ungefähr 220 Mitarbeiter und ist
in den Branchen Bau, Transport, Recyc-
ling, Chemiehandel und Immobilien tätig.

Daniel Knecht stellt sich mit dem Ja zur
Selbstbestimmungs-Initiative nicht nur
gegen die Handelskammer, die er von
2007 bis 2017 präsidierte, sondern auch
gegen seine Partei. Die FDP Aargau, für
die Knecht einst im Grossen Rat sass und
für den Nationalrat kandidierte, lehnt die
SVP-Initiative klar ab, der Parteitag fasste
mit 90 zu 5 Stimmen die Nein-Parole.

Unternehmer Knecht weist derweil in
der «Weltwoche» auf die Gefahr hin, den
Konsens zwischen Wirtschaft und Bevöl-
kerung zu untergraben. «Freiheit, Selbst-

bestimmung, das war noch nie gratis zu
haben. Das hat seinen Preis, aber eben
auch einen Wert an sich.» Er finde es ein-
drücklich, wie gut die Schweiz durch die
wirtschaftlich schwierigen letzten Jahre
gekommen sei. Das sei grossenteils den
Rahmenbedingungen zu verdanken, die
unter demokratischer Mitwirkung der
Bürger zustande gekommen seien.

Doch weshalb sind Economiesuisse auf
nationaler und AIHK auf kantonaler Ebene
so klar gegen die Initiative? Knecht sagt in
der «Weltwoche», es gebe Anzeichen da-
für, dass inhabergeführte Betriebe eine
andere Position hätten als Grossfirmen.

«Die kleineren Firmen sind in Verbänden
allerdings weniger tonangebend als die
grossen, weshalb diese Sichtweise in der
veröffentlichten Meinung wahrscheinlich
weniger zum Tragen kommt als dann viel-
leicht bei der Stimmabgabe, die ja geheim
ist», vermutet er. Knecht erinnert die der-
zeitige Stimmungslage an die Brexit-Aus-

einandersetzung in Grossbritannien, bei
der das Resultat an der Urne anders her-
auskam, als vorher prognostiziert.

«Haltung einer Privatperson»
Nach den letzten Umfragen wäre ein Ja
zur SVP-Initiative am 25. November eine
grosse Überraschung – dennoch warnt die
heutige Handelskammer-Präsidentin ein-
dringlich davor: «Mit der Selbstbestim-
mungs-Initiative werden die internationa-
len Beziehungen der Schweiz ohne Not
aufs Spiel gesetzt.» Gefährdet wären bei
einem Ja laut Marianne Wildi auch die
weltweiten Kundenbeziehungen der Aar-
gauer Unternehmen und der Wohlstand
der Schweiz. Bereits im Sommer habe
sich der breit abgestützte AIHK-Vorstand
mit der SVP-Initiative auseinandergesetzt.
«Nach intensiver Debatte erteilte er der
Vorlage eine deutliche Abfuhr – mit 16 zu
3 Stimmen bei 3 Enthaltungen.»

Dass es die «Weltwoche» pikant findet,
dass ausgerechnet ihr Vorgänger an der
Spitze des Verbandes öffentlich für ein
Ja zur Selbstbestimmungs-Initiative wirbt,
sieht Marianne Wildi gelassen. «Daniel
Knecht tritt jetzt als Privatperson auf, sei-
ne Haltung hat auf den Beschlussfin-
dungsprozess der AIHK keinen Einfluss
mehr», hält sie fest. Im Gegensatz zur Pri-
vatperson Knecht verstehe sie sich – als
amtierende AIHK-Präsidentin – «in erster

«Freiheit, Selbstbestimmung:
Das war noch nie gratis zu haben.
Das hat seinen Preis, aber eben
auch einen Wert an sich.»
DANIEL KNECHT EHEMALIGER PRÄSIDENT DER

AARGAUISCHEN INDUSTRIE- UND HANDELSKAMMER

Firmen sind Mitglied bei

der Aargauischen Indus-
trie-und Handelskammer
(AIHK). Diese wurde von
2007 bis 2017 von Daniel
Knecht präsidiert, im ver-
gangenen Sommer über-
nahm Marianne Wildi,
CEO der Hypothekarbank

Lenzburg, das Präsidium.
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SVP-Initiative:
Die Neue ist
dagegen, der
Alte ist dafür

Daniel Knecht, der ehemalige Präsident der Handelskammer, steht rechts von Nachfolgerin

Es ist keine zwei Monate her, da legte
sich die Handelskammer mächtig ins
Zeug gegen die Millionärssteuer-Initia-
tive der Juso Aargau. «Die Argumente
der Befürworter ähneln jenen aus der
kommunistischen Sowjet-Propaganda»,
hiess es dazu im Magazin der AIHK.
«Es ist Zeit, dass die Millionäre ihre

Verantwortung für den Kanton wahr-
nehmen und eine faire Steuer auf ihr
Vermögen bezahlen», war andererseits
auf der Juso-Website zu lesen. Die mar-
kigen Worte im Abstimmungskampf
zeigen, wie unterschiedlich die Positio-
nen der linken Jungpolitiker und des
bürgerlichen Wirtschaftsverbandes im
Aargau normalerweise sind.

Das klare Nein zur Millionärssteuer
löste dementsprechend unterschiedli-
che Reaktionen aus: Genugtuung und
Freude bei der AIHK und den bürger-
lichen Parteien, Enttäuschung bei den
linken Initianten. Bei einem Nein zur
Selbstbestimmungs-Initiative würden
Links und Rechts am nächsten Sonntag
aber gemeinsam feiern. Dies zeigt das
sehr ungewohnte Gruppenbild (siehe

Kampf für ein Nein
Gegen die Selbstbestim-
mungs-Initiative setzen
sich ungleiche Partner ein:
Juso, SP und Grüne treten
neben Wirtschaftsvertre-
tern und Bürgerlichen auf.
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VON FABIAN HÄGLER

Gemeinsam am Aktionstag: Nein sagt sonst oft die SVP, nun sagen (fast) alle anderen Nein zur SVP-Initiative. ZVG

David Sassan Müller ist Rechtsbe-
rater bei der Aargauischen Indus-
trie- und Handelskammer (AIHK)
– und für die Selbstbestimmungs-
Initiative. Auf seiner Facebook-
Seite postet er fleissig entspre-
chende Beiträge, sein Profilbild
hat er mit dem Ja-Signet um-
rahmt. Sassan Müller vertritt als
Jurist also eine andere Meinung
als sein Arbeitgeber. Das sei kein
Problem, hält AIHK-Geschäftsfüh-
rer Peter Lüscher auf Anfrage
fest. «Sein Engagement in diesem
Abstimmungskampf ist rein priva-
ter Natur, es hat keinen Bezug zur
Industrie- und Handelskammer.»

Thierry Burkart ist Rechtskon-
sulent des Aargauischen Gewerbe-
verbandes (AGV) – und gegen die
Initiative. Kritisch sieht Rechts-
anwalt und Nationalrat Burkart
aber die Argumentation der Wirt-
schaftsverbände. «Das immerglei-
che Argument des wirtschaftli-
chen Untergangs der Schweiz ver-
blasst irgendwann», sagte er im
«Sonntagsblick». Es sei wichtig,
dass sich die Wirtschaft gegen die
Initiative engagiere, aber die Be-
völkerung «sei nicht blöd und
durchschaue es», wenn stets die
Katastrophe für das Land herauf-
beschworen werde. «Ich lehne
die Selbstbestimmungs-Initiative
ab, weil sie gar keine Klärung zwi-
schen Landes- und Völkerrecht
schafft», betont der Anwalt. (FH) 

JURISTEN NICHT EINIG

Ja und Nein von
Rechtsberatern
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